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Wird der Währungsvertrag bei den Verhandlungen mit der Schweiz vergessen? 
Markus Büchel, FBP-Kandidat für das Amt  des Regierungschefs, über die Verhandlungen zur Anpassung des Zollvertrages an das Ja Liechtensteins zum EWR-Abkommen 

Seit den unterschiedlichen EWR-Ab-
stimmungsergebnissen in Liechtenstein 
und der Schweiz steht der Zollvertrag im 
Mittelpunkt des Interesses. Bekanntlich 
verwenden wir aber auch den Schweizer 
Flranken als unsere Währung. Äusserun
gen des Nationalbankpräsidenten soll
ten zu denken geben. 

Die Verhandlungen zur Abänderung 
des Zollvertrags haben relativ rasch be
gonnen. Auf die Problematik, dass nicht 
alle Wirtschaftsverbände und vor allem 
der Landtag bzw. Landesausschuss nicht 
informiert wurden, sei hier nicht weiter 
eingegangen. Z u  denken gibt jedoch, 
wenn Dr. Markus Lusser als Präsident 
des Direktoriums der Schweizerischen 
Nationalbank Kritik an  unserem Land 
laut werden lässt, bei unseren Politikern 
jedoch keine Reaktion erfolgt. Eine er
folgreiche liechtensteinische Wirtschaft 
ist aber wesentlich auch davon abhängig, 
dass wir ohne grosse Probleme den 
Schweizerfranken benützen können. 

«Rucksack um Besonderheiten 
erleichtern?» 

Nationalpräsident Lusser bringt zwar 
Verständnis dafür auf, dass Liechten
stein aus dem schweizerischen Rucksack 
aussteigt. E r  fügt allerdings den Wunsch 
an, den Rucksack auch um verschiedene 
Besonderheiten zu erleichtern, von de
nen wir seiner Meinung nach profitieren. 

Es handelt sich um Vorteile im Geld-
und Bankenbereich, die in der  Schweiz 
nicht gestattet sind. Obwohl wir eben
falls den Schweizerfranken verwenden, 
seien unsere Gesetze in mancher Hin
sicht lockerer als die betreffenden 
schweizerischen Vorschriften. 

Keine Gespräche mit der Nationalbank? 
Seine Aussagen stützt Dr. Lusser auf 

einen 1990 erschienen Bericht der  Eid
genössischen Bankenkommission über 
die Finanzbeziehungen der Schweizeri

schen Eidgenossenschaft zum Fürsten
tum Liechtenstein. Dieser Bericht ist 
sehr lesenswert, da e r  umfassend die 
Rechtsgrundlagen und Rechtsunter
schiede in diesem für unsere Volkswirt
schaft sehr bedeutsamen Sektor in allen 
Details aufzeigt. Allerdings enthält der 
Bericht auch einzelne Fehler: Für  Steu
erbetrug ist auch liechtensteinische 
Rechtshilfe möglich. D a  Dr. Lusser die
sen Vorwurf wiederholt, wurde das in 
den letzten drei Jahren mit ihm offen
sichtlich nicht besprochen. 

Der  erwähnte Bericht bringt aber 
auch in manchen Bereichen nicht das 
nötige Verständnis für unsere Besonder
heiten auf, die durch unsere speziellen 
Verhältnisse bedingt sind, so etwa im 
Bereich der Sorgfaltspflichtvereinba
rung. Führt unsere Regierung mit der 
Schweizerischen Nationalbank keine 
Gespräche? 

Warum wird gemischte Kommission 
nicht einberufen? 

Im Währungsvertrag ist eine Gemisch
te Kommission Schweiz-Liechtenstein 
vorgesehen. Es läge doch auf der Hand,  
diese Kommission einzuberufen, wenn 
der Nationalbankpräsident in Zeitungen 
laut über Probleme mit Liechtenstein 
wegen des unterschiedlichen EWR-Ab-
stimmungsergebnisses nachdenkt. Wäre 
es nicht auch angebracht, dass der  Ban
kenverband in dieser Kommission ver
treten wäre, nachdem auch die Indu
striekammer in der Verhandlungskom-

• mission Zollvertrag Einsitz nehmen 
konnte? 

Vorherige Regelung notwendig 
Wie man aus Bankkreisen hört, sind 

Probleme mit dem Währungsvertrag 
durchaus denkbar. Die Schweiz könnte, 
ohne dass sie auf EWR-Verpflichtungen 
Rücksicht nehmen müsste, Rechtsvor
schriften ändern, die aufgrund des 

Markus Büchel, FBP~JKandidat für  das Amt  des Regierungschefs, über die Änderung des Zollvertrages mit der Schweiz und  über 
den Währungsvertragi «Führt unsere Regierung mit der Schweizerischen Nationalbank keine Gespräche?» 

Itjch für Liechten- mit der Schweiz, so den PTT-Vertrag, Währungsvertrages 
stein Geltung haben. Ohne dass wir et
was dagegen unternehmen- könnten, 
würden wir also gegenüber unseren 
EWR-Vertragspartnern vertragsbrüchig. 
So etwas muss doch vorher geregelt wer
den! 

Warum keine umfassende Information? 
Wir haben aber noch mehr Verträge 

so 
den Patentschutzvertrag und den Nie
derlassungsvertrag. Wurde untersucht, 
ob es dort nirgends Probleme gibt? Wur
de der  guten Ordnung halber, wie es sich 
in freundnachbarlicher Weise gehört, 
wenigstens ein erster Kontakt mit den 
zuständigen Behörden gesucht? Wenn 
dies geschehen wäre, warum informiert 
die Regierung nicht umfassend? Die be

troffenen Wirtschaftskreise wären daran 
sehr interessiert. Wie soll sonst eine zu-
kunftsgerichtete Unternehmenspolitik 
möglich sein, bei allen sonstigen Unsi
cherheiten? Die Informationspolitik der  
Regierung war ein Hauptkritikpunkt vor 
der EWR-Abstimmung. Man muss sich 
fragen, ob die Regierung nicht lernfähig 
ist. Wie soll sonst die Zukunft Zukunft 
haben? 

«EWR-Beitritt Liechtensteins steht in den Sternen» 
Skepsis bei der Schweizer Verhandlungsfilhrung: «Haben noch nichts gefunden» 

Balzers erwirtschaftet 
positives Ergebnis 

Zürich (spk) Die Sanierungsmassnah-
men bei Oerlikon-Bührle (OB) begin
nen Früchte zu tragen. Im Geschäftsjahr 
1992 weist der Mischkonzern erstmals 
seit sechs Jahren wieder einen Gewinn 
aus. Dieser liege «etwas über fünf Mio 
Franken», wie OB-Verwaltungsratsprä-
sident Hans Widmer am Dienstag auf 
Anfrage erklärte. Die Nettoverschul
dung konnte weiter abgebaut werden. 

Balzers mit einem Umsatz von 470 
Mio Franken habe die Restrukturierung 
hinter sich und sei definitiv aus der «In
tensivstation» entlassen. Die Aussichten 
auf eine Ertragssteigerung sind Widmer 
zufolge aber  auch hier gut. 

(Ausführlicher Bericht siehe Seite 17 
«Zeitgeschehen») 

Die Z u k u n l i  p l a n e n ,  o h n e  s i e  z u  v o r b a u e n .  
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Bern (spk) Ob das Fürstentum 
Liechtenstein jemals in den EWR ein
treten kann, steht in den Sternen. 
Noch sind keine Lösungen für die Pro
bleme in Sicht, die bei einem EWR-
Beitritt Liechtensteins für die Bezie
hungen mit der Schweiz entstehen. 
Dies erklärte Prinz Nikolaus von 
Liechtenstein am Mittwoch vor der 
Berner Wirtschaftskanimer der Jun
gen. 

Die offenen Grenzen mit der  
Schweiz haben für das Fürstentum 
Liechtenstein klar Priorität, erklärte 
Prinz Nikolaus in Bern. Wenn für die 
Probleme, die ein EWR-Beitritt des 
Fürstentums für den Zollvertrag mit 
der  Schweiz aufwerfe, keine Lösungen 
gefunden würden, bleibe auch Liech
tenstein draussen. 

Während Prinz Nikolaus, Liechten
steiner Botschafter in Bern, in Anbe
tracht der  «zahlreichen Probleme» zu
versichtlich in den E W R  blickt, äus
serte sich der  Schweizer Verhand
lungsführer und Vize-Direktor d e r  Di
rektion für internationales öffentli
ches Recht, Franz von Däniken, eher  
skeptisch: «Wir suchen auf allen Ebe
nen, aber gefunden haben wir noch 
nichts.» 

Unterdessen werden auch aus Brüs
sel und den EG-Ländern skeptische 
Stimmen hörbar, wie der Prinz aus
führte. Die Schweiz könnte auch hier 
als Bremsklotz für die Realisierung 
des E W R  wirken, lautet eine Befürch
tung. Dass die Schweiz das Fürsten
tum als Hintertüre in den E W R  benüt
zen könnte, lautete eine andere. 

Zeitrahmen ungewiss 
Klar scheint dem Prinzen indessen 

schon, dass noch viel Zei t  vergehen 
wird, bis der  EWR auch für Liechten
stein in Kraft treten kann - oder auch 
nicht. 

O b  bis zum ersten Juli, dem an
visierten Stichtag für das Inkrafttreten 
des EWR, eine Lösung gefunden ist, 
bleibt zweifelhaft. Das Fürstentum 
habe sich in Brüssel bereits bereit er

klärt, dem EWR gegebenenfalls später 
beizutreten. 

Das Ja Liechtensteins zum EWR 
wirft vor allem Schwierigkeiten im Be
reich der Zolltarife und der Ur
sprungszeugnisse für Waren auf. «Wir 
werden viel Verständnis seitens der 
EWR-Partner benötigen», meinte 
Prinz Nikolaus. 

Reformpaket nach 
Schweizer EWR-Nein 

Bern (AP) Der  Bundesrat will nach 
dem Nein zum EWR die Isolation der  
Schweiz mit einem Reformpaket verhin
dern. Das am Mittwoch verabschiedete 
Programm enthält 36 der 50 Eurolex-
Vorlagen, ein wirtschaftspolitisches Fit
nessprogramm sowie eine Strategie des 
Offenhaltens aller aussenpolitischen 
Optionen. Als ungenügend findet der 
Bundesrat die vom Parlament angeregte 
Steuerreform. 

Es gehe darum, nicht in Resignation 
zu verfallen, sondern aus der  entstande
nen Lage das Beste zu machen, heisst es  
in der Mitteilung der Bundeskanzlei un
ter Berufung auf Bundespräsident Adolf 
Ogi. 

Noch sind keine Lösungen f ü r  die Probleme in Sicht: Botschafter Prinz Nikolaus 
gestern in Bern. (Archivbild) 


